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Problemstau 

Was haben die Motion „Systemänderung Sub-
ventionierung Besoldungskosten (M124/2004) und der 
Auftrag „Änderung Lastenausgleich Soziales unter den 
Einwohnergemeinden“ (A195/2009) gemeinsam? 
Nichts, ausser dass die Motion den indirekten Finanz-
ausgleich abschaffen, der Auftrag den indirekten Fi-
nanzausgleich aber massiv stärken soll. 

Interessanterweise haben mehrere Parlaments-
mitglieder beide Vorstösse unterzeichnet. Dieses auf 
den ersten Blick widersprüchliche Verhalten ist erklär-
bar. Es ist die Folge einer dramatischen Änderung des 
finanzpolitischen Umfeldes der Einwohnergemeinden. 
Was vor fünf Jahren noch erstrebenswert erschien, 
fällt heute aus pekuniären Gründen ausser Betracht. 
Dabei sind die aktuellen finanziellen Probleme der 
Gemeinden übrigens erst zu einem kleinen Teil auf 
konjunkturell bedingte Steuerausfälle zurückzuführen. 
Diverse andere Faktoren wirkten in den letzten Jahren 
zu Ungunsten der Gemeindehaushalte. 

Die durch den Kanton beschlossene Steuergesetz-
änderung brachte selbstverständlich auch den Ge-
meinden spürbar tiefere Ertragszahlen. Bei dieser 
Revision hat der Kantonsrat die durch den VSEG-
Vorstand definierte Obergrenze des verantwortbaren 
kommunalen Steuerausfalls um etwa 25 Millionen 
Franken überschritten. Zudem fiel aus der NFA kein 
einziger Franken zugunsten der Solothurner Ge-
meinden an. Im Gegenteil, in Details mussten die 
Gemeinden sogar kleine Mehrkosten verkraften. 

Im Sozialbereich ergaben sich in den letzten Jahren 
erhebliche Zusatzkosten. Die mengenmässige Zu-
nahme ist primär auf den Konjunktureinbruch zurück-
zuführen. Aber auch Sanierungsmassnahmen zu-
gunsten der grossen Sozialversicherungen führen zu 
einem Mehrbedarf an Sozialhilfe- bzw. Ergänzungs-
leistungen. Schliesslich führte der Lastenausgleich bei 
der Sozialadministration zu erheblichen Mehrauf-
wendungen bei den kleineren und mittleren Ge-
meinden.  

Auch die Einführung von so genannten Minimal-
standards lösten spürbare Kostensteigerungen aus. 
Die angeblich qualitativen Vorgaben entsprechen 
manchmal eher standespolitischen Anliegen und sind 
definitiv nicht wirkliche  Minimalstandards. 

Auch die Kostensteigerungen im Volksschulbereich 
sind enorm. Sie liegen in der langfristigen Betrachtung 
deutlich über der Teuerung, obwohl die Schülerzahlen 
tendenziell abnahmen. Der autonome Handlungsspiel-
raum der Gemeinden ist im Finanzbereich nicht mehr 
ausreichend. 

 

Was ist in dieser Situation zu tun? 

Nun, die Antwort ist einfach. Allerdings nur in grund-
sätzlichem Sinn. Eine umfassende Reform der Auf-
gabenzuteilung und der Finanzierungspflichten, ge-
paart mit einer weitreichenden Finanzausgleichs-
reform ist zwingend notwendig und vordringlich.  

Seit Jahren wird die Notwendigkeit eines solchen Pro-
jektes immer wieder betont. Trotzdem geht es nur 
zögerlich vorwärts. Leider! Solange der Regierungsrat 
das Projekt nicht gemeinsam mit dem VSEG-Vorstand 
politisch führt, wird es diesbezüglich keinen Fortschritt 
geben. Hochkomplexe politische Führungsentscheide 
lassen sich nicht an Amtsvorsteher und Sachbe-
arbeiter delegieren.  

Mit nicht nachvollziehbaren Argumenten will offenbar 
der Regierungsrat das anspruchsvolle Projekt bis nach 
der Volksabstimmung über die Gemeindeinitiative sis-
tieren. Sachlich gibt es für diese Massnahme absolut 
keinen Grund. Die Initiative bringt weder eine Ände-
rung in der Finanzausgleichssystematik noch bei der 
Zuteilung der öffentlichen Aufgaben. Einzig die finan-
ziellen Gewichte zwischen Kanton und Gemeinden 
würden bei einer Annahme der Initiative moderat ver-
schoben. Dabei sind die Forderungen der Gemeinden 
bescheiden. Sie entsprechen etwa der Hälfte des zu 
erwartenden Ertragsüberschusses 2009 des Kantons. 
Und sie kompensieren finanzielle Gewichtsver-
schiebungen zulasten der Gemeinden aus den Vor-
jahren lediglich teilweise.  

 

Fazit 

Die Finanz- und Aufgabenreform zwischen Kanton und 
Gemeinden muss politisch prioritär und unverzüglich 
angegangen werden. Damit dieses Grossprojekt er-
folgreich umgesetzt werden kann, ist ein intensiver 
politischer Diskurs auf den obersten Führungsebenen 
zu veranlassen. Der VSEG stellt sich dieser Diskussion 
ohne Vorbehalte.   
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